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Ein Hoch auf die
Genossenschaften

Der Artikel «Ein M zu wenig profitabel»
(NZZ 20. 9. 18) deutet darauf hin, dass
der Autor, Sergio Aiolfi, der Gesell-
schaftsform «Genossenschaft» kritisch
bis ablehnend gegenübersteht. Das
drückt sich bereits im ersten Abschnitt
aus,wo verallgemeinernd erklärt wird,die
Grundsätze der Unternehmensführung
von Genossenschaften seien wegen der
Vorkommnisse bei Raiffeisen, einer ein-
zigen von Hunderten Genossenschaften,
in Verruf geraten. Nach meiner Auffas-
sung ist die Genossenschaft jene Gesell-
schaftsform,die einer direkten Demokra-
tie am ehesten entspricht, da sie «in der
Hauptsache die Förderung oder Siche-
rung bestimmter wirtschaftlicher Interes-
sen ihrer Mitglieder in gemeinsamer
Selbsthilfe bezweckt» (Obligationen-
recht, Art. 828). Sie «fördert die gemein-
same Wohlfahrt, die nachhaltige Ent-
wicklung, den inneren Zusammenhalt
und die kulturelle Vielfalt des Landes»,
laut Bundesverfassung einer der Zwecke
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,
besser als eine Aktiengesellschaft.

Es ist logisch, dass in einer genossen-
schaftlich geführten Unternehmung
Werte wie gute Löhne, hohe Arbeits-
zufriedenheit oder günstige Versorgung
der Genossenschafter (Kunden) mehr
Gewicht haben als ein hoher Gewinn um
jeden Preis und überhöhte Saläre für Fir-
menchefs. Solange die Betriebserträge
aber über null liegen, geht es der Genos-
senschaft gut. Es werden keine oder ge-
ringe Steuern fällig, und Forderungen
von Kapitalgebern fehlen. Würden die
geldwerten Leistungen an die Genossen-
schafter ebenfalls mitgerechnet, würde
sich der Betriebsgewinn wohl um einige
Prozente erhöhen. Solange jedoch ein
vergleichbarer Warenkorb bei Coop
mehr kostet als bei Migros, können Leis-
tung und Organisation der Verwaltungen
nicht gegeneinander ausgespielt werden.
Probleme ergeben sich erst, wenn den
Genossenschaftern das Angebot nicht
mehr gefällt und sie als Kunden wegfal-
len. Das kann durchaus geschehen, wenn
zunehmend Eigenmarken aus den Ge-
stellen verschwinden und Nestlé-Pro-
dukten Platz machen, die auch anderswo
zu kaufen sind.

Kurt Steudler, Gasel

Ich bin der Migros-Gemeinschaft als
ehemaliger langjähriger Kadermitarbei-
ter und heute als Kundenvertreter (Ge-
nossenschaftsrat) nach wie vor verbun-
den, sehe die Entwicklung aber ähnlich
kritisch wie Aiolfi. Das «Dutti-Erbe» ist

wertvoll und wichtig, muss aber glaub-
würdig in die heutige Wirtschaft trans-
poniert werden. Der Autor schreibt, dass
es bei Migros «keine Interessengruppe»
gibt – das ist nicht ganz richtig. Wir Mit-
glieder des Genossenschaftsrates und
zum Teil auch Delegierte im Migros-Ge-
nossenschafts-Bund sehen unsere Auf-
gabe genau darin, der Führung die Be-
dürfnisse und Sichtweisen der Kunden
mitzuteilen. Leider sind die Genossen-
schaftsräte noch immer eher «Abnicker-
gremien» als ernstzunehmende Spar-
ringpartner.

Wie das im Alltag immer wieder auf-
tretende Versagen und die Pannen zei-
gen, legt sich Migros intern bei der Kom-
bination der Genossenschaften mit dem
Migros-Genossenschafts-Bund selber
lahm und verliert Kundenvertrauen.
Eine Antwort auf Lidl und Aldi bleibt
aus, die Kunden wandern ab, und der
Umsatz sinkt.Wenn gleichzeitig die Kos-
ten stabil bleiben, verheisst das nichts
Gutes für die Erträge.

Migros wäre gut beraten, zurück zu
ihren treuen Stammkunden zu finden
und auf sie zu hören und weniger Geld
für sinnlose Marketing-Gags wie «Die
Migros gehört den Leuten» auszugeben.

Olivier Christian Kappeler,
Wiesendangen

Hausärzte sind
nur schwer zu finden

Suchen Sie jetzt einen neuen Hausarzt
in der Umgebung von Schwyz? Sie wer-
den nur schwerlich einen finden. Dies ist
kein Problem, denn 2030 wird im Kan-
ton Schwyz eine Überversorgung herr-
schen. Wirklich? Die Studie des Kran-
kenkassenverbandes Santésuisse (NZZ
17. 9. 18) stellt fest, dass es bald eine
ambulante Überversorgung in Teilen
der Schweiz geben wird. Zufälligerweise
fordert Santésuisse, dass die Versicherer
selbst in überversorgten Gebieten ent-
scheiden, wer als Arzt ambulant arbei-
ten darf. Wes Brot ich fress, des Lied
ich sing, hiess es im Mittelalter. Min-
destens ein grosser Fehler in der Stu-
die von Kilchenmann ist die Annahme,
dass die jungen Ärztinnen und Ärzte
gleich viel arbeiten wie die zu Ersetzen-
den. Es wäre vielleicht sinnvoll gewesen,
sich vorher mit Leuten aus den Gegen-
den mit dem nötigen Wissen zu unter-
halten. Aber vielleicht war ein Plausibi-
lisieren gar nicht erwünscht. Denn man
fand, was man suchte!

Arthur Vogt, Brunnen, Präsident des
Hausärztevereins des Kantons Schwyz

Fortschritt ist ein
Gewinn für Patienten

Teuer und teurer. Es fehlt nicht an
Rezepten, um dies zu ändern. Fachkun-
dige und Stammtische wissen es: umver-
teilen, reorganisieren, rationieren, sub-
ventionieren, reduzieren, aufheben, ver-
billigen, belehren, begründen, zetern
und versprechen, es besser wissen, von
Grund auf ändern und selbst Berechtigte
entmündigen. Wer einst gewählt wurde,
schweigt ungern. Alle sind willens. Man-
che beuten aus. Fast jeder ist vom Fach.
Blicken wir hinab auf die Sache und neh-
men wir als Beispiel die Blinddarment-
zündung. Immer geht es um die Frage
der Operation. Für die Diagnose und
den Entscheid benutzte man seinerzeit
vier Mittel: die Befragung, die Hand,

das Hörrohr und das Blutbild. Die Kos-
ten waren bescheiden. Fehler waren
hinzunehmen, vor allem der überflüs-
sige und der unterlassene Eingriff. Bei-
des war selten. An die Stelle der Hand
sind Sonografie und Schichtbild getre-
ten. Der Eingriff selbst ist mit dem Ein-
satz neuartiger Instrumente ungleich
schonender geworden. Für den Patien-
ten ist der Gewinn bedeutend.Ähnliches
gilt für die gesamte Medizin. Der Wan-
del ist ausserordentlich. Das Spektrum
der Methoden für Diagnose und Thera-
pie erweitert sich atemlos. Ergriffen sind
sämtliche Hilfs- und Nebenzweige und
besonders hemmungslos der Personal-
bereich, welcher durch die Spezialisie-
rung in den Fachgebieten und nicht zu-
letzt durch wuchernde Bürokratie und
reduzierte Arbeitszeit betroffen ist. Das
Lebensalter steigt. Fehlerfrei ist nichts.
Quintessenz: Zuwachs erfährt alles. Das
Kostenunheil eskaliert ohne Umkehr, es
sei denn, unserem Komfortdasein wird
Einhalt geboten.

Nuot Ganzoni, Schaffhausen

Schulbesuch
verweigert

Der Artikel in der NZZ vom 19. Septem-
ber über den Fall der Mutter, die ihrem
Kind den Schulbesuch verweigert haben
soll, ist begrüssenswert. Es ist zu hoffen,
die Mutter lege mit ihrem Anwalt Beru-
fung gegen das Urteil des Zürcher Be-
zirksgerichtes ein zwecks objektiverer
Klärung des Sachverhaltes. Warum?

Der Absentismus der Tochter hätte
genauer überprüft werden müssen. Ging
es etwa um akute Trennungsängste, um
fehlende Frustrationstoleranz, eine un-
sichere Position in der Triade zwischen
den Eltern und der Tochter, um eine
ambivalente Beziehungsgeschichte? Der
Zwang zum Schulbesuch ist grundsätz-
lich nicht Voraussetzung für Bildung, das
Schulobligatorium nicht die Garantie für
eine gelingende Persönlichkeitsentwick-
lung.Wichtiger ist die Sicherung des Bil-
dungsrechtes der Tochter, also die Be-
mühung um dessen Wahrnehmung.

Eine nachträgliche Klage gegen die
Mutter wegen des Absentismus ihrer
nun bereits 19-jährigen Tochter mit
der Begründung «Kindswohlgefähr-
dung» ist paradox, verlogen und tri-
vialisierend. Schul- und Sozialbehör-
den hätten früher handeln können, um
eine Beistandschaft, einen Vormund
zu bestellen oder via Obhutsentzug
eine Schulheimeinweisung zu veran-
lassen, dies allerdings mit der Gefahr,
mit Kanonen auf Spatzen zu schies-
sen, ohne Verständnis für die Problem-
lage und somit ohne ausreichende Ziel-
erarbeitung – also ins Blaue hinaus –,
und so behördlich verordnet Mittel zu
beschliessen wie Behandlung, Thera-
pie, Heimunterbringung. Dies kann un-
verhältnismässig angeordnet werden,
gar das Kindswohl gefährdend, das zu
schützende Kind retraumatisierend.

Mit der nachträglichen Klage gegen
die Mutter legitimiert die Behörde ihre
Verantwortlichkeit. Mit der Verurteilung
sollte das Schulobligatorium wieder ein-
mal statuiert werden. Dies hat allerdings
mit der Tochter und ihrem Wohl – nun
auf gutem Entwicklungsweg – gar nichts
zu tun. Es braucht für besondere Situa-
tionen mehr Fachwissen und persön-
liches und wertschätzendes Engagement
– ohne nachträgliches Schwarzpeterspiel.
Eine entsprechende Ombuds- oder Kri-
seninterventionsstelle wäre hilfreich, für
beide Parteien.

HansWyler, Zürich,
ehem. schulischer Sonderpädagoge
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Fair finanzierte
Gesundheitskosten
Gastkommentar
von THOMAS J. GRICHTING

Zunehmend werden medizinische Eingriffe ohne Übernachtung im
Spital, also ambulant, durchgeführt. Dies ist in der Regel kosten-
günstiger. Davon profitieren allerdings nur die Kantone. Zur Kasse
gebeten werden die Versicherten. Denn die die Kosten für ambu-
lante Behandlungen werden zu 100 Prozent über die Prämien der
Krankenversicherungen gedeckt. Die Kantone beteiligen sich mit
55 Prozent nur an den Kosten für stationäre Behandlungen. Mit
dem heutigen Finanzierungssystem führt die Verlagerung hin zu
ambulanten Eingriffen zu Prämienerhöhungen für die Versicher-
ten. Das will niemand. Es braucht eine einheitliche Finanzierung
aller medizinischen Dienstleistungen durch Krankenversicherer
und Kantone.

Sie müssen ins Spital für eine Kniearthroskopie. Ab 2019 wer-
den Sie grundsätzlich nach dem Eingriff im Spital gleichentags wie-
der nach Hause geschickt. So will es das Bundesamt für Gesund-
heit, das bei acht Eingriffen die Zahl der teuren Spitalaufenthalte
reduzieren will. Einzelne Kantone haben noch längere Listen mit
Behandlungen, welche nur noch ambulant durchgeführt werden
dürfen. Dies nicht ohne Eigennutz: Das Einsparpotenzial bei den
Kantonen beziffert der Bund heute auf rund 90 Millionen Franken.

Was dies im Einzelfall bedeutet, zeigt das Einsetzen eines Herz-
schrittmachers. Der Eingriff steht in den Kantonen Zürich und
Luzern auf der «ambulanten Liste». Die Kosten dafür beziffert
Santésuisse, die Branchenorganisation der Schweizer Krankenver-
sicherer, auf 20 460 Franken – ausschliesslich zulasten der Prämien-
zahler. Der gleiche Eingriff stationär kostet 23 770 Franken und
würde mit der heutigen Finanzierung die Prämienzahler weniger
als die Hälfte kosten, nämlich 10 696 Franken.Tatsache ist: Im heu-
tigen Finanzierungssystem bestehen Fehlanreize, welche medizini-
schen und gesamtökonomischen Interessen teilweise zuwider-
laufen. So sind die Kantone bis jetzt kaum bereit oder in der Lage,

stationäre Überangebote abzubauen und Spitalstrukturen zu ver-
schlanken. Die Einsparungen bei der Verlagerung in den ambulan-
ten Bereich kommen also nur beschränkt zum Tragen, da teure, teil-
weise unnötige Infrastrukturen aufrechterhalten bleiben. Daher
wird seit Jahren über einen Systemwechsel hin zu einer einheitlich
gemeinsamen Finanzierung der Kosten durch Krankenversicherer
und Kantone – egal ob ambulant oder stationär – diskutiert.

Endlich hat die Kommission für soziale Sicherheit und Gesund-
heit des Nationalrates eine Vorlage zur Einführung der einheit-
lichen Finanzierung in die Vernehmlassung geschickt. Wer die Ge-
sundheitsversorgung auch im ambulanten Bereich gestalten und
steuern will, soll diese auch mitfinanzieren. Deshalb sieht die Vor-
lage vor, dass sich die Kantone mit einem Anteil von mindestens
25,5 Prozent an allen ambulanten und stationären Behandlungen
beteiligen. Der Vorschlag wäre für die Kantone im Zeitpunkt der
Einführung kostenneutral und entspräche dem bisherigen Anteil
von 7,5 Milliarden Franken, den diese von 2012 bis 2015 durch-
schnittlich jährlich für stationäre Behandlungen entrichteten.

Die Krankenversicherer rechnen in diesem System alle medizi-
nischen Behandlungen ab und werden von den Kantonen auf der
Grundlage der effektiven Kosten anteilsmässig entschädigt. Dies
garantiert, dass sich die Kantonsbeiträge proportional zu den Ge-
sundheitskosten entwickeln und dass das System stabil bleibt. Die
direkte Abrechnung zwischen Versicherern und Kantonen ermög-
licht dabei volle Transparenz, was mit den Steuergeldern und was
mit den Prämien bezahlt wird.

Der Entscheid, ob eine Behandlung ambulant oder stationär
durchgeführt wird, soll nicht mehr durch unterschiedliche Finanzie-
rungssysteme und Fehlanreize beeinflusst werden, sondern nur
noch von medizinischen, qualitativen Kriterien und vor allem vom
Patientenwohl abhängen. Dies wird am Schluss auch einen positi-
ven Einfluss auf die Kostenentwicklung haben.

Thomas J. Grichting ist Generalsekretär des Versicherers Groupe Mutuel
und Vizepräsident von Santésuisse.

Ob eine Behandlung ambulant
oder stationär durchgeführt
wird, muss von medizinischen
Kriterien abhängen.
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